
Statuten der Genossenschaft Rysolar Plus 

I. Name, Sitz, Zweck 

Artikel 1 


Unter dem Namen Genossenschaft Rysolar Plus besteht eine Genossenschaft im Sinne von Artikel 

828ff. 

des Schweizerischen Obligationenrechts mit Sitz in Winterthur/ZH . Die Dauer der Genossenschaft ist 

unbestimmt. 


Artikel 2 


1. 	 Die Genossenschaft hat die Förderung umweltfreundlicher erneuerbarer Energien zum Ziel. Sie 
erstellt, erwirbt und betreibt insbesondere Solaranlagen an der Kantonsschule Rychenberg 
(KRW). 

2. 	 Sie fördert die Information über umweltfreundliche Energieproduktion und -nutzung insbeson­
dere an der KRW und in der Reihe ihrer Mitglieder. 

3. 	 Sie kann sich an verwandten Projekten beteiligen. 
4. 	 Rysolar verfolgt keine kommerziellen Zwecke und erstrebt keinen Gewinn. 

11. Mitgliedschaft 

Artikel 3 

Mitglieder der Genossenschaft können natürliche und juristische Personen (des öffentlichen und 
privaten Rechts) werden. Voraussetzung für die Mitgliedschaft ist eine schriftliche Beitrittserklärung 
und die Zeichnung von mindestens einem Anteilschein . Die Beitrittserklärung Unmündiger ist von 
den gesetzlichen Vertretern mit zu unterzeichnen. 

Artikel 4 

Über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern entscheidet die Verwaltung. Gegen diesbe­
zügliche Entscheidungen der Verwaltung kann an der Generalversammlung rekurriert werden . 

Artikel S 

Der Austritt aus der Genossenschaft ist möglich nach sechsmonatiger Vorankündigung. Austretende 
Genossenschafterinnen haben Anspruch auf zinslose Rückzahlung ihrer Einlagen, sofern diese nicht 
zur Deckung von bestehenden Verbindlichkeiten oder für Rückstellungen in betriebswirtschaftlich 
gerechtfertigter Höhe verwendet werden müssen. Die Rückzahlung kann in Raten erfolgen . 

Artikel 6 

Die Mitgliedschaft erlischt 
1. 	 durch Austritt; 
2. 	 durch Auflösung von juristischen Personen; 
3. 	 durch Tod von natürlichen Personen. Für die Rückzahlung des Anteilscheinkapitals gilt ArtikelS 

sinngemäss. 
4. 	 durch Ausschluss. 
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111. 	 Finanzielles 

Artikel 7 

Die Finanzierung der Genossenschaft erfolgt durch 
1. 	 Anteilscheine von Franken 20.-, die Lernenden (Schülerinnen, Schülern, Lehrlinge und Lehrfrau­

en) vorbehalten sind, 
2. 	 Anteilscheine von Franken 100.-, 
3. 	 Anteilscheine von Franken 500.-, 
4. 	 Subventionen, 
5. 	 Gönnerbeiträge, Schenkungen, Legate, 
6. 	 Darlehen, 
7. 	 Erträge aus der Energieproduktion, 
8. 	 andere Einnahmen . 

Artikel 8 

Die persönliche Haftung der Mitglieder ist ausgeschlossen. Für die Verbindlichkeiten der Genossen­
schaft haftet allein das Genossenschaftsvermögen und das Anteilscheinkapital. 

Artikel 9 

Die Jahresrechnung der Genossenschaft ist nach kaufmännischen Grundsätzen im Sinne der 
obligatorischen rechtlichen Bestimmungen zu erstellen. Das Rechnungsjahr entspricht dem Kalender­
jahr. 

Artikel 10 

Die Genossenschaft ist verpflichtet, allfällige Erträge im Sinne ihrer Zielsetzung zu verwenden. 

IV. 	Organe 

Artikel 11 

Die Organe der Genossenschaft sind 
1. Die Generalversammlung 
2. Die Verwaltung 
3. Die KontrollsteIle 

Die Organe der Genossenschaft sind ehrenamtlich tätig und haben nur Anspruch auf Entschädigung 
ihrer effektiven Spesen und Barauslagen . 

a. Die Generalversammlung 

Artikel 12 

Oberstes Organ der Genossenschaft ist die Generalversammlung der 
Genossenschafter/innen. Folgende Befugnisse stehen ihr zu: 
1. 	 Festlegung und Änderung der Statuten; 
2. 	 Wahl des Präsidenten/ der Präsidentin und der übrigen Verwaltungsmitglieder; 
3. 	 Wahl der KontrollsteIle; 
4. 	 Beschlussfassung über den inhaltlichen und finanziellen Gesamtrahmen eines Projektes; 

Genehmigung der diesbezüglichen Schlussabrechnungen; 
5. 	 Abnahme von Betriebsrechnung, Bilanz und Budget 

Entlastung der Verwaltung; 
6. 	 Beschlussfassung über die Verwendung allfälliger Erträge; 
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7. 	 Rekursentscheide über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern; 
8. 	 Auflösung der Genossenschaft. 

Artikel 13 

1. 	 Die ordentliche Generalversammlung findet einmal jährlich statt. 
2. 	 Die Verwaltung kann weitere Generalversammlungen einberufen. 
3. 	 Die Generalversammlung muss einberufen werden, wenn wenigstens 10% der Genossenschaf­

ter/innen oder, wenn die Genossenschaft weniger als 30 Mitglieder umfasst, mindestens drei 
Genossenschafter/innen dies schriftlich verlangen. 

Artikel 14 

1. 	 Der Schriftverkehr wird im allgemeinen elektronisch abgewickelt. 
2. 	 Die Generalversammlung wird mindestens 20 Tage vor dem Versammlungstermin einberufen. 

Der Einladung zur ordentlichen Generalversammlung sind die Traktandenliste, die Jahresrech­
nung und die Bilanz beizulegen. Für die Beschlussfassung über konkrete Projekte ist den Mitglie­
dern ein begründeter Antrag vorzulegen. Bei Statutenänderungen enthält die Einladung den 
Text der beantragten Änderungen. 

3. 	 Anträge, die an der Generalversammlung behandelt werden sollen, sind der Verwaltung bis spä­
testens 10 Tage vor der Versammlung einzureichen. 

Artikel 15 

1. 	 Die Generalversammlung vollzieht ihre Wahlen mit dem absoluten Mehr der anwesenden 
Genossenschafter/innen. Kommt im ersten Wahlgang das absolute Mehr nicht zustande, ent­
scheidet im zweiten Wahlgang das einfache Stimmenmehr. 

2. 	 Ihre Beschlüsse fasst die Genossenschaft unter Vorbehalt der zwingenden gesetzlichen und 
statuarischen Bestimmungen mit dem einfachen Stimmenmehr. Bei Stimmengleichheit hat der 
Präsident/ die Präsidentin den Stichentscheid. 

3. 	 Die Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht mindestens von einem Drittel der 
anwesenden Genossenschafter/innen ein schriftliches Verfahren verlangt wird. 

b. Die Verwaltung 

Artikel 16 

Die Verwaltung besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Mindestens ein Vorstandsmitglied muss 
der Schulleitung der KRW angehören. Bei Gleichstand von Abstimmungen in der Verwaltung hat der 
Präsident/die Präsidentin den Stichentscheid. 

Artikel 17 

Die Verwaltung leitet die Genossenschaft. Sie führt die Geschäfte im Sinne des Genossenschaftszwe­
ckes mit aller Sorgfalt und nimmt den Informationsauftrag in angemessener Weise wahr. Er trifft die 
notwendigen Einzelentscheide im Rahmen bewilligter Projekte bzw. des Budget. 

Artikel 18 

Die Generalversammlung wählt den Präsidenten bzw. die Präsidentin und die übrigen 
Verwaltungsmitglieder für eine Amtsdauer von zwei Jahren. Wiederwahl ist möglich. Die Verwaltung 
konstituiert sich selbst. 

Artikel 19 

Die rechtsverbindliche Unterschrift namens der Genossenschaft führen der Präsident bzw. die Präsi­
dentin und ein volljähriges Mitglied der Verwaltung zu zweien kollektiv. 
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Artikel 20 

Im Rahmen der der Verwaltung eingeräumten Befugnisse ist sie berechtigt, Kommissionen einzuset­
zen, Fachleute beizuziehen und bestimmte Sachgeschäfte zu delegieren. 

Artikel 21 
Über die Verhandlungen der Verwaltungssitzungen ist ein Protokoll zu führen . Dieses kann auf 
Wunsch von den Genossenschaftsmitgliedern eingesehen werden. 

c. Die KontrollsteIle 

Artikel 22 

Die Genossenschaft verzichtet auf die Wahl einer Revisionsstelle, da die Genossenschaft nicht zur 
ordentlichen Revision verpflichtet ist, weil die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im 
Jahresdurchschnitt hat. Der Verzicht gilt für alle nachfolgenden Jahre . Jeder Genossenschafter hat 
jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Genossenschaftsversammlung die Durchführung einer 
eingeschränkten Revision und die Wahl einer entsprechenden Revisionsstelle zu verlangen. 

V. Publikationsorgan 

Artikel 23 

Mitteilungen an die Mitglieder erfolgen in geeigneter Form. Publikationsorgan ist das schweizerische 
Handelsamtsblatt. 

VI. Statutenänderungen, Auflösung der Genossenschaft 

Artikel 24 

Für eine Änderung der Statuten, zur Auflösung der Genossenschaft oder bei einer Fusion ist eine 2/3­
Mehrheit der an der Generalversammlung anwesenden Mitglieder notwendig. 

Artikel 25 

Bei der Auflösung der Genossenschaft ist ein nach Tilgung sämtlicher Verbindlichkeiten verbleiben­
der Überschuss zur Rückzahlung der Anteilscheine zu verwenden. Das verbleibende Vermögen steht 
zur Verfügung der Generalversammlung und ist entsprechend dem Genossenschaftszweck einer 
steuerbefreiten Institution einzusetzen. 

VII. Schlussbestimmung 

Artikel 26 

Die vorliegenden Statuten sind am 13. Mai 2013 von der Generalversammlung genehmigt worden 
und gleichzeitig in Kraft getreten . 

Winterthur, den 13. Mai 2013 

Der Kassier: Der präSidP,nt'{' l I' r ) , '-, 
(~~). / / 1""-­,L( .:' -,{ ~\ .~ < _ .t -L~t---/-,

I , I , ' ~ 
Michael O'ettji ' Rudolf ,ebendinger 
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